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1. Definition. 
„Höhere Gewalt“ bedeutet das Eintreten eines Ereignisses oder Umstands („Ereignis höherer Ge-
walt“), dass eine Partei daran hindert, eine oder mehrere ihrer vertraglichen Verpflichtungen aus 
dem Vertrag zu erfüllen, wenn und soweit die von dem Hindernis betroffene Partei („betroffene 
Partei“) nachweist, dass: 

a) dieses Hindernis außerhalb der ihr zumutbaren Kontrolle liegt; und 

b) es zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses in zumutbarer Weise nicht vorhergesehen werden 
konnte; und 

c) die Auswirkungen des Hindernisses von der betroffenen Partei nicht in zumutbarer Weise hätten 
vermieden oder überwunden werden können.

Die Definition von höherer Gewalt sieht eine niedrigere Schwelle für die Anwendbarkeit der Klausel 
vor als für den Fall einer Berufung auf die Unmöglichkeit der geschuldeten Leistungserbringung. Dies 
wird durch den Verweis auf die geforderte Zumutbarkeit in den Bedingungen (a) bis (c) der Klausel 
zum Ausdruck gebracht.

2. Nichterfüllung durch Dritte. 
Erfüllt eine Vertragspartei eine oder mehrere ihrer vertraglichen Verpflichtungen aufgrund eines 
Versäumnisses eines Dritten nicht, den sie mit der Erfüllung des gesamten Vertrags oder eines 
Teils des Vertrags beauftragt hat, so kann sich diese Vertragspartei auf höhere Gewalt nur insoweit 
berufen, als dass die Anforderungen für die Annahme des Vorliegens von höherer Gewalt, wie sie 
unter Absatz 1 dieser Klausel definiert werden, nicht nur für die Vertragspartei sondern auch für den 
Dritten gelten.

Mit diesem Absatz soll ausgeschlossen werden, dass die Nichterfüllung durch eine dritte Partei oder 
einen Subunternehmer als solches als höhere Gewalt angesehen werden kann. Die betroffene Partei 
muss nachweisen, dass die in Absatz 1 definierten Anforderungen für die Annahme höherer Gewalt 
auch im Falle der Nichterfüllung durch den Dritten vorliegen (für die allerdings auch die Vermutung 
von Absatz 3 gilt).

3. Vermutete Ereignisse höherer Gewalt. 
Bis zum Beweis des Gegenteils wird bei den folgenden, eine Partei betreffenden Ereignissen, ver-
mutet, dass sie die Voraussetzungen für die Annahme von höherer Gewalt unter Absatz 1 lit. (a) und 
lit. (b) erfüllen. Die betroffene Partei muss in diesem Fall nur beweisen, dass die Voraussetzung unter 
Absatz 1 lit. (c) tatsächlich erfüllt ist:

Vermutete Ereignisse höherer Gewalt werden allgemein als höhere Gewalt bezeichnet. Es wird also 
vermutet, dass bei Vorliegen eines oder mehrerer dieser Ereignisse die Voraussetzungen von Absatz 
1 für die Annahme von höherer Gewalt erfüllt sind, und demnach die betroffene Partei das Vorliegen 
dieser Voraussetzungen unter Absatz 1 lit. (a) und lit. (b) nicht beweisen muss (d.h. dass das Ereignis 
außerhalb ihrer Kontrolle lag und unvorhersehbar war). Der anderen Partei wird indes die Beweislast 
für das Gegenteil auferlegt. Die Partei, die sich auf höhere Gewalt beruft, muss in jedem Fall das 
Vorliegen der Voraussetzung unter Absatz 1 lit. (c) beweisen, also zumindest, dass die Auswirkungen 
des Hindernisses nicht angemessen hätten vermieden oder überwunden werden können.

a) Krieg (erklärt oder nicht erklärt), Feindseligkeiten, Angriff, Handlungen ausländischer Feinde, um-
fangreiche militärische Mobilisierung; 

b) Bürgerkrieg, Aufruhr, Rebellion und Revolution, militärische oder sonstige Machtergreifung, Auf-
stand, Terrorakte, Sabotage oder Piraterie; 

c) Währungs- und Handelsbeschränkungen, Embargo, Sanktionen; 

d) Rechtmäßige oder unrechtmäßige Amtshandlungen, Befolgung von Gesetzen oder Regierungsan-
ordnungen, Enteignung, Beschlagnahme von Werken, Requisition, Verstaatlichung; 

e) Pest, Epidemie, Naturkatastrophe oder extremes Naturereignis; 

f) Explosion, Feuer, Zerstörung von Ausrüstung, längerer Ausfall von Transportmitteln, Telekommuni-
kation, Informationssystemen oder Energie;

g) allgemeine Arbeitsunruhen wie Boykott, Streik und Aussperrung, Bummelstreik, Besetzung von 
Fabriken und Gebäuden.

Die Vertragsparteien können bei besonderen Gegebenheiten der Liste Ereignisse hinzufügen oder 
von der Liste streichen, z.B. durch den Ausschluss von behördlichen Maßnahmen oder Ausfuhrbe-
schränkungen oder durch die Einbeziehung von Arbeitsunruhen, die nur ihr eigenes Unternehmen 

betreffen. Die Parteien werden daran erinnert, dass die Aufnahme neuer Ereignisse in die 
Liste sie nicht davon befreit, nachzuweisen, dass die Voraussetzung unter Absatz 1 lit. © 
erfüllt sein müssen, um ein Ereignis höherer Gewalt annehmen zu können.

4. Benachrichtigung.  
Die betroffene Partei hat die andere Partei unverzüglich über das Ereignis zu  
benachrichtigen.

5. Folgen von höherer Gewalt.  
Eine Partei, die sich mit Erfolg auf die vorliegende Klausel beruft, ist von der Pflicht zur 
Erfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtungen und von jeder Schadenersatzpflicht oder von 
jedem anderen vertraglichen Rechtsbehelf wegen Vertragsverletzung befreit; allerdings 
nur, wenn sie dies unverzüglich mitteilt. Erfolgt allerdings die Mitteilung nicht unverzüg-
lich, so wird die Befreiung erst von dem Zeitpunkt an wirksam, zu dem die Mitteilung die 
andere Partei erreicht. Die andere Partei kann die Erfüllung ihrer Verpflichtungen, wenn 
tatsächlich höhere Gewalt anzunehmen ist, ab dem Zeitpunkt dieser Mitteilung aussetzen.

Hauptzweck dieses Absatzes ist die Klarstellung, die betroffene Partei sei von dem 
Zeitpunkt des Eintritts des Hindernisses von denjenigen ihrer Verpflichtungen entbunden 
wird, die sie infolge höherer Gewalt nicht mehr erbringen kann, vorausgesetzt sie hat 
dies rechtzeitig mitgeteilt. Um zu vermeiden, dass sich die betroffene Partei erst zu einem 
späteren Zeitpunkt auf höhere Gewalt beruft (etwa erst, wenn die andere Partei geltend 
macht, der Vertrag sei nicht erfüllt worden), ohne dass eine rechtzeitige Benachrichtigung 
erfolgt ist, werden die Rechtsfolgen der höheren Gewalt bis zum Eingang der Benachrich-
tigung hinausgezögert.

Die andere Partei kann die Erfüllung ihrer Verpflichtungen nach Erhalt der Mitteilung 
aussetzen, falls es sich um Verpflichtungen handelt, deren Erfüllung durch höhere Gewalt 
verhindert wird und diese Verpflichtungen ausgesetzt werden können.

6. Höhere Gewalt.  
Beim Eintreten höherer Gewalt oder bei dem Verkäufer oder dessen Lieferanten ein-
tretender Betriebsstörung(en), die den Verkäufer ohne eigenes Verschulden vorüber-
gehend daran hindern, den Kaufgegenstand zum vereinbarten Termin oder innerhalb der 
vereinbarten Frist zu liefern, findet die ICC-Klausel „Force Majeure“ über höhere Gewalt 
Anwendung. (Als Anlage der AGB beigefügt)

7. Pflicht zur Milderung.  
Die betroffene Partei ist verpflichtet, alle zumutbaren Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Auswirkungen des Ereignisses, auf das sich bei der Vertragserfüllung berufen wird, zu 
begrenzen.

8. Vertragskündigung.  
Hat die Dauer des geltend gemachten Hindernisses zur Folge, dass den Vertragsparteien 
im Wesentlichen entzogen wird, was sie kraft Vertrages berechtigterweise erwarten durf-
ten, so hat die jeweilige Partei das Recht, den betroffenen Vertrag durch Benachrichtigung 
der anderen Partei innerhalb eines angemessenen Zeitraums zu kündigen. Sofern nicht 
anders vereinbart, vereinbaren die Parteien ausdrücklich, dass der Vertrag von jeder Partei 
gekündigt werden kann, wenn die Dauer des Hindernisses 120 Tage überschritten hat.

Absatz 8 stellt eine allgemeine Regel auf, um in jedem Einzelfall zu bestimmen, wann 
die Dauer des Hindernisses untragbar ist, und berechtigt die Parteien, den Vertrag zu 
kündigen. Um Gewissheit und Vorhersehbarkeit zu schaffen, ist eine Höchstdauer von 
120 Tagen vorgesehen, die selbstverständlich jederzeit durch Vereinbarung der Parteien 
entsprechend ihren Bedürfnissen geändert werden kann.

9. Ungerechtfertigte Bereicherung. 
Ist Absatz 8 anwendbar und hat eine Vertragspartei vor Vertragsauflösung durch eine 
Handlung einer anderen Vertragspartei bei Vertragserfüllung einen Vorteil erlangt, so 
muss sie der anderen Partei einen Geldbetrag in Höhe des Wertes des Vorteils zahlen.

Hiermit akzeptiere ich die ICC Klausel über Höhere Gewalt („Force Majeure“)




